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Hinweis: Wir befinden uns aktuell in der Pre-Release-Phase. Ab 2026 haben einige Testgemeinden 

sowie einige «Business Cases», d.h. Gemeinden, deren Nutzungsplandaten jetzt schon für eine 

baldige Überführung bereit sind, mit der Arbeiten zur Überführung begonnen. Alle hier 

bereitgestellten Unterlagen basieren auf dem zum Zeitpunkt der Erstellung verfügbaren 

Wissenstand.   
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1. Einleitung, Ziel und Zweck 

Dieses Handbuch soll Planungsbehörden, Datentreuhänder/-innen und Planungsbüros spezifische 

Informationen zur Überführung der bestehenden rechtskräftigen Nutzungspläne in die 

elektronische Form auf der Plattform ePlan bieten.  

 

Technische Grundlagen zum Datenmodell Nutzungsplanung_BE_V2_0 werden im Handbuch 

«Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG» behandelt. Die raumplanerische Umsetzung wird nicht 

erläutert; für Inhalte und Verfahren ist die Planungsbehörde oder das von ihr mandatierte Planungsbüro 

zu konsultieren.  

 

Wo das vorliegende Handbuch keine spezifischen Vorgaben macht, ist das Handbuch 

«Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG» massgebend.  

2. Überführung 

2.1 Grundsätze  

Die Überführung der rechtskräftigen Festlegungen der Nutzungsplanung vom Papierplan in die 

elektronische Form stützt sich auf deren zuletzt genehmigten Stand. Dabei ist es wesentlich, dass die 

planerische Absicht der Planungsbehörde angemessen umgesetzt und eine einheitliche Auslegung der 

Inhalte gewährleistet wird.  

 

Die Überführung auf ePlan tangiert die Planbeständigkeit der bisherigen Nutzungsplanung nicht; sie 

leitet sich unverändert von den massgebenden genehmigten Papierplänen der Planungsbehörde im 

Handarchiv des AGR ab.  

 

Mit ePlan werden die Daten in die elektronische Form überführt und in einem Referenzmassstab von 

1:500 geprüft. Es sind keine materiellen Änderungen zulässig, mit technischen Anpassungen ist jedoch 

zu rechnen. Sollte im Rahmen der Überführung eine materielle Änderung vermutet werden, ist diese im 

Einzelfall sorgfältig zu prüfen und ggf. in einem separaten Verfahren umzusetzen. 

2.2 Zeitpunkt  

Das AGR vereinbart mit jeder Einwohner- bzw. gemischten Gemeinde den Zeitpunkt der Überführung 

der rechtskräftigen Nutzungspläne in die elektronische Form (ePlan) (Art. T4-1 Abs. 2 BauG). Ab dem 

Abschluss der Überführung sind sämtliche Nutzungsplanverfahren der Gemeinden1 über ePlan 

durchzuführen. Die Überführung kann nicht im Rahmen einer Ortsplanungsrevision abgewickelt werden2. 

 

Zur Bereinigung der Plandaten (Planhygiene) vor der Überführung ist genügend Zeit einzurechnen (Kap. 

2.3). 

2.3 Planhygiene 

Die Vollständigkeits- und Qualitätssicherung der Daten inkl. Bereinigung zum geeigneten Zeitpunkt 

obliegt der Gemeinde (Planhygiene). Dazu gehören bspw. die Aufhebung nicht mehr benötigter Pläne, 

 
1 Prozesse und Instrumente 
2 ePlan 

https://www.raumplanung.dij.be.ch/de/start/eplan/datenmodell-eplan.html
https://www.raumplanung.dij.be.ch/de/start/prozesse-und-instrumente.html
https://www.raumplanung.dij.be.ch/content/dam/raumplanung_dij/dokumente/de/eplan/eplan%20stand%20juli%202025-de.pdf
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die Bereinigung von Widersprüchen zwischen verschiedenen Plangrundlagen. Ein entsprechendes 

Planerlassverfahren ist durchzuführen. Für die Zusammenführung mehrerer rechtskräftiger 

Nutzungsplanungen und deren Änderungen in eine neue Nutzungsplanung besteht die Möglichkeit, das 

geringfügige Verfahren gemäss Art. 122 Abs. 6 BauV anzuwenden. Eine Bereinigung vor der 

Überführung wird empfohlen, um die Überführung auf aktuelle Daten abzustellen. 

2.4 Verfahren  

2.4.1 Vereinfachtes Verfahren 

Die Planungsbehörde überführt die rechtskräftige Nutzungsplanung im vereinfachten Verfahren gemäss 

Art. T4-2 Abs. 2 BauG in die elektronische Form (Übergangsbestimmungen der BauG-Änderung vom 3. 

Dezember 2020). In diesem Verfahren gibt es nur technische Anpassungen, und es kann einzig bei der 

Überführung der Nutzungspläne in die elektronische Form angewandt werden bzw. bei der 

nachträglichen Überführung bereits hängiger Geschäfte (Kapitel. 2.7).  

2.4.2 Erläuterungsbericht 

Der sorgfältigen und vollständigen Dokumentation aller Änderungen kommt eine zentrale Bedeutung zu. 

Für die Überführung ist ein Erläuterungsbericht (Bericht nach Art. 47 RPV) zu erstellen, in dem alle 

vorgenommenen technischen Änderungen in Textform und mit Hilfe von Planausschnitten 

nachvollziehbar erklärt sind. Ergänzend ist im Erläuterungsbericht bezugnehmend auf die öffentliche 

Auflage der überführten Planung zu dokumentieren, dass es sich bei ePlan um eine Überführung 

bestehender Inhalte handelt und keine neuen Festlegungen vorgenommen werden, mit Ausnahme der 

Festlegung der Landwirtschaftszone (LWZ), sofern dies noch nicht erfolgt ist. 

2.4.3 Publikation 

Im vereinfachten Verfahren nach Art. T4-2 BauG sind eine Publikation im amtlichen Anzeiger und eine 

öffentliche Auflage durchzuführen. Die Aufschaltung der öffentlichen Auflage kann über die ePlan 

Applikation erfolgen. Sie umfasst die technisch überführten Inhalte der Nutzungsplanung mit dem 

Erläuterungsbericht (Bericht nach Art. 47 RPV). Für eine öffentliche Auflage ausserhalb von ePlan wird 

ein Mindestmassstab von 1:500 und die vollständige Sichtbarkeit aller genehmigungsrelevanten Attribute 

vorausgesetzt. Die Planungsbehörde muss jedoch die Einsichtnahme auf elektronischem Weg 

gewährleisten (Art. 60 Abs. 1a BauG). Der Planungsbehörde wird dringend empfohlen, die öffentliche 

Auflage über die ePlan durchzuführen, da nur so eine einheitliche, nachvollziehbare und 

systemkonforme Darstellung der digitalen Nutzungsplanungsinhalte gewährleistet ist.  

Einsprachen und Beschwerden können sich nur gegen den Umfang und das Verfahren der 

vorgesehenen Anpassungen richten (Art. T4-2 BauG). Anschliessend kann der Gemeinderat die 

Überführung der rechtskräftigen Nutzungsplanung in die elektronische Form sowie die technischen 

Anpassungen beschliessen (Art. T4-2 Abs. 2 BauG) und dem Amt für Gemeinden und Raumordnung 

(AGR) über ePlan zur Genehmigung einreichen.  

 

Gemäss Art. T4-2 Abs. 2 BauG ist der Gemeinderat oder die Geschäftsleitung der Regionalkonferenz für 

die Überführung der rechtskräftigen Nutzungsplanung in die elektronische Form zuständig. Eine 

Bekanntmachung nach Art. 122 Abs. 8 BauV ist deshalb im vereinfachten Verfahren nicht erforderlich. 
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2.4.4 Informelle Vollständigkeitsprüfung in der Testumgebung 

Nach der Datenmodellmigration besteht im Vorfeld der Überführung die Möglichkeit, durch das AGR eine 

informelle Prüfung der Vollständigkeit der Daten und deren Übereinstimmung mit den 

Erfassungsvorgaben in der Testumgebung ePlan durchführen zu lassen. Dabei wird die Datengrundlage 

stichprobenweise summarisch geprüft, um frühzeitig potenzielle Fehler oder Lücken zu erkennen und zur 

Bereinigung an die Gemeinde zurückzumelden. Es handelt sich um keine materielle Prüfung der Daten. 

Die Rückmeldung erfolgt in Form einer Checkliste bzw. in Tabellenform ohne Gewähr oder Anspruch auf 

Vollständigkeit. 

2.4.5 Vorprüfung der Daten in der produktiven Umgebung  

Weiter besteht die Möglichkeit, in einem nächsten Schritt die aufbereiteten Daten in der produktiven 

Umgebung der ePlan Applikation detailliert durch das AGR vorprüfen zu lassen. Dies dient dazu, 

allfällige Fehler zu erkennen und vor der öffentlichen Auflage zu beheben. Bei ungenügender Qualität 

oder mangelnder Vollständigkeit wird die Planung zurückgewiesen; ein neuer Einführungstermin ist 

einvernehmlich festzulegen.  

 

Die Prüfmechanismen unterstützen die Gemeinde bei der Qualitätssicherung und der Vorbereitung auf 

die Überführung. Ziel ist es, für alle Beteiligten ein schlankes und effizient gestaltetes 

Genehmigungsverfahren sicherzustellen. 

2.5 Technische und materielle Änderungen 

Unter die technischen Änderungen fallen Anpassungen und Präzisierungen, die im Zusammenhang mit 

der Überführung in die elektronische Form auf ePlan notwendig sind. Es geht dabei bspw. um Inhalte, 

die neu oder anders dargestellt werden, ohne dass sich ihre Bedeutung ändert, oder erstmals 

georeferenziert werden. Mit der Überführung sind nur technische Anpassungen gemäss 

Erfassungsvorgaben (Kap. 2.5.1) zulässig. 

 

Als materielle Änderungen sind alle Anpassungen zu verstehen, die auch heute ein 

Nutzungsplanverfahren mit sich bringen würden. Es geht dabei bspw. um Veränderungen der Bauzone 

(Ein- und Auszonungen, Auf- und Umzonungen inkl. Arrondierungen), Anpassungen von Vorschriften 

(Baureglement oder Vorschriften von Sondernutzungsplanungen), neue oder geänderte festgelegte 

Planungsinhalte. Dazu sind separate Planerlassverfahren vor oder nach der Überführung in die 

elektronische Form vorzusehen.  

2.5.1 Grundsätze technische Änderungen  

Bei der Überführung kann beispielsweise in folgenden Fällen von einer technischen Anpassung 

ausgegangen werden, die im Rahmen des vereinfachten Verfahrens nach Art. T4-2 BauG möglich sind: 

 

a. Wenn es sich um die Überführung der planerischen Absichten der Planungsbehörde vom Papierplan 

in die elektronische Form handelt. Es geht darum, die Festlegungen der Nutzungsplanung 

entsprechend dem zuletzt genehmigten bzw. rechtskräftigen Stand umzusetzen. Wichtig dabei ist, 

dass eine einheitliche Auslegung und Handhabung bei der Überführung flächendeckend im 

gesamten Planungsperimeter gegeben ist. Ob damit auch eine materielle Änderung einhergeht, ist 

im Zweifelsfall einzelfallweise zu klären.  

 



Handbuch Nutzungsplanung_BE_V2_0 
Überführung 
Version 1.0 

Überführung 

 

6 
 

b. Wenn es sich um Themen handelt, die mit der Überführung auf ePlan gefordert / eingeführt 

werden: 

‒ Schwärzung datenschutzrelevanter Informationen (Kapitel 5.1.3) 

‒ Darstellung und Festlegung der LWZ (Kapitel 5.2.2) 

‒ Verzicht auf die Darstellung hinweisender Inhalte  

‒ Neuerfassung von Verweisen auf Festlegungen (Kapitel 5.1 Handbuch 

«Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG») 

‒ Umstellung auf das neue Datenmodell DM22  

‒ Kantonale und regionale Datensätze werden als eigenständige Datensätze verwaltet. In den 

Datensätzen der Planungsbehörde sind sie entweder zu löschen oder bei Bedarf als Hinweis zu 

führen. (Kapitel 5.5.4 Handbuch «Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG») 

‒ Darstellung der Gewässerräume als Korridor (nicht mehr als Gewässerraumachse) und 

Bereinigungen von Überlagerungen im Gewässerraum (Kapitel 5.9) 

‒ Lärmempfindlichkeitsstufen (in ePlan neu geometrisch darzustellen; sofern nicht bereits 

geometrisch festgelegt, mit der Verbindlichkeit «Verweis auf Festlegung» zu erfassen) (Kapitel 5.7) 

‒ Alle Baulinien aus Baulinien-, Alignements- oder Strassenplänen sind zu digitalisieren. Mit der 

Überführung ist es möglich, die im Baulinien-, Alignements- oder Strassenplan festgelegten 

Baulinien flächig (als Wirkungsfläche) oder linienförmig festzulegen und die bisherigen Papierpläne 

aufzuheben (Erfassung von Wirkungsflächen: Kapitel 5.5.11 Handbuch 

«Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG»). Baulinien, die eine lineare Wirkung entfalten oder 

deren Wirkungsfläche nicht genau geometrisch abgegrenzt werden kann (z.B. Anbaulinien zur 

Wahrung einer Gebäudeflucht), sind weiterhin linienförmig festzulegen (Kapitel 5.11)  

‒ Erfassung aller statischen Waldgrenzen, die in einer Sondernutzungsplanung festgelegt wurden 

(Kapitel 5.14) als Verweis auf eine Festlegung 

‒ In den rechtsgültigen Papierplänen sind die Verkehrsflächen oftmals überlagernd zur 

Grundnutzung weiss dargestellt. Bei der Überführung in ePlan können diese Verkehrsflächen unter 

gewissen Voraussetzungen im vereinfachten Verfahren den angrenzenden Grundnutzungszonen 

zugewiesen werden (Kapitel 5.2.3) 

 

c. Wenn es sich um Anpassungen an standortgebundenen Objekten handelt und folgende 

Bedingung erfüllt ist:  

Bei standortgebundenen Schutzobjekten, deren Position im Plan unvermasst oder ungenau 

festgelegt ist, kann bei der Überführung eine grössere Toleranz hinsichtlich Lageabweichungen 

akzeptiert werden. Dies betrifft insbesondere Pläne wie den Zonenplan Landschaft oder den 

Zonenplan Naturgefahren. So können Lageanpassungen von Objekten (bspw. geschützte Bäume, 

Steine, Schutzobjekte) im Rahmen der Überführung bei nachvollziehbarer Dokumentation im 

Erläuterungsbericht (in Form von Fotos, Luftbildern oder weiterer geeigneten Nachweise im 

Erläuterungsbericht darzulegen) als technische Änderungen gewertet werden. 

 

Zum nachfolgenden Beispiel: Beim Vergleich mit dem Luftbild im Massstab 1:500 ist eindeutig 

erkennbar, welcher Baum geschützt ist, da sich in unmittelbarer Umgebung kein weiterer Baum 

befindet (Abbildung 1). Der aktuell erfasste Standort im Zonenplan weicht jedoch vom im Raum klar 

identifizierbaren Standort ab. Diese Anpassung des Standortes ist bei der Überführung als 

technische Änderung einzustufen, sofern die Planungsbehörde sie nachvollziehbar im 

Erläuterungsbericht dokumentiert (Fotos, Luftbilder oder weitere geeignete Nachweise). 
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Abbildung 1: Bsp. Standort geschützter Baum 

d. Wenn eine Änderung der Darstellung der Planinhalte keine Auswirkungen auf deren 

Verbindlichkeit oder deren Inhalt zur Folge hat.  

Das neue Datenmodell Nutzungsplanung_BE_V2_0 gibt einen umfangreichen Symbolkatalog vor 

(Kapitel. 2.6 Handbuch «Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG»). Dennoch können gewisse 

Symbole fehlen, welche die Planungsbehörde bislang nutzte. Sie muss resp. kann eine alternative 

Darstellung wählen, sofern diese keine Auswirkungen auf die Verbindlichkeit oder den Inhalt des 

Planinhaltes hat. Solange damit keine inhaltliche Umdeutung oder neue Festlegung verbunden ist, 

kann der Wechsel von Strichstärken, Farben oder Symbolgrössen zu den rein technischen 

Änderungen zählen. 

 

e. Wenn Begriffe im Baureglement oder in der Sondernutzungsplanung (Plan und Vorschriften) 

angepasst werden oder Bereinigungen von Schreibfehlern erfolgen, sofern sie inhaltlich 

gleichbedeutend sind. 

− Es ist zu unterscheiden zwischen Änderungen, die technisch vorgegeben sind oder bspw. auf 

einer neuen Schreibweise (exkl. Anpassungen an die Begriffe und Messweisen im Bauwesen 

(BMBV)) beruhen, und solchen, die dem zugrundeliegenden Planungsinhalt einen neuen Sinn 

verleihen. Kommt dem Planinhalt aufgrund der neuen Begrifflichkeit eine neue Bedeutung zu, ist 

er als materielle Änderung zu werten. 

− Verschiedene Pläne wie Bauklassenpläne (analog bspw. Schutzzonenplan, Zonenplan Ost) 

werden bei der Überführung aufgehoben. Im Baureglement wird jedoch weiterhin auf diese 

Pläne verwiesen. Die Planungsbehörde kann bei der Überführung ein Zusatzblatt am Anfang 

des Baureglements oder bei den Vorschriften zur Sondernutzungsplanung einfügen (Kapitel 

5.1.3). 

 

f. Wenn eine Konsolidierung einer Rechtsvorschrift vorgenommen wird, sofern inhaltlich mit der 

Konsolidierung keine Änderung an der Rechtsvorschrift vorgenommen wurde und der Inhalt weiterhin 

gleichbleibend ist. Die Nachvollziehbarkeit der Konsolidierung ist aus Gründen der Planbeständigkeit 

zu gewährleisten. 

2.6 Änderungen aufgrund von Anpassungen an die amtliche Vermessung 

Wie dem Kapitel 7.1.1 Handbuch «Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG» zu entnehmen ist, wird 

die amtliche Vermessung unabhängig von der Nutzungsplanung revidiert und aktualisiert. Dabei liegt es 

in der Verantwortung der Gemeinden, ihre Nutzungsplanung an die neuen Grundlagen der amtlichen 

Vermessung anzupassen.  

 

Da sich die amtliche Vermessung (AV) unabhängig von der Nutzungsplanung ändern kann, können 

Differenzen zwischen der genehmigten Nutzungsplanung und der AV entstehen. Dies kann bspw. dazu 

führen, dass die Zonengrenzen, die im Rahmen der Ortsplanung bewusst entlang von 

Grundstücksgrenzen festgelegt wurden, nicht mehr deckungsgleich mit der aktuellen AV sind.  

 

 tand  t g sch tzt   Bau  d g tal   at n

 tand  t g sch tzt   Bau g   ss  u tb ld
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Bei der Überführung in ePlan basieren die digitalen Nutzungsplandaten auf der aktuellen amtlichen 

Vermessung, wobei kein erkennbarer Widerspruch zum rechtskräftigen Papierplan zulässig ist. Die 

Anpassung der Nutzungsplanung an die AV bei der Überführung ist in einer Differenzliste zu 

dokumentieren und mit dem AGR zu besprechen. Bei Unstimmigkeiten entscheidet das AGR im 

Einzelfall, ob es sich um eine technische Anpassung (Art. T4-2 Abs. 1 BauG) oder eine unzulässige 

materielle Änderung handelt, die ein separates Planerlassverfahren erfordert.  

2.7 Hängige physischer Verfahren 

Wenn eine Planungsbehörde ihre Nutzungsplanung auf ePlan überführt, kann es vorkommen, dass 

gleichzeitig noch Planerlassverfahren in Papierform beim AGR zur Vorprüfung oder Genehmigung 

pendent sind.  

 

In diesem Fall sind bei der Überführung nur die bereits rechtskräftigen Nutzungspläne auf ePlan zu 

übernehmen. Die laufenden Verfahren bleiben unberücksichtigt und sind erst nach Abschluss der 

Verfahren ebenfalls auf ePlan im vereinfachten Verfahren nach Art. T4-2 BauG zu überführen.  

2.8 Datenschutz 

Die Datenschutzrichtlinien richten sich nach Kapitel 8.1. Handbuch «Nutzungsplanung_BE_V2_0 

ANWENDUNG».   

2.9 Technische Voraussetzungen für die Überführung 

2.9.1 Elektronisches Geschäftsverwaltungssystem GEVER 

Das Gesetz über die digitale Verwaltung (DVG) und die Ausführungsverordnung (DVV) traten am 1. 

März 2023 in Kraft. Nach Art. 1 i.V.m. Art. 30 DVV müssen Behörden, die noch kein elektronisches 

Geschäftsverwaltungssystem GEVER3 haben, innert einer Übergangsfrist von vier Jahren, d.h. bis 

1. März 2027 ein GEVER-System beschaffen.  

 

Mit der Digitalisierung des Planerlassverfahrens und der Überführung auf ePlan bildet ein digitales 

Geschäftsverwaltungssystem die Grundlage für die Bearbeitung der digitalen Planungsgeschäfte, 

insbesondere der elektronischen öffentlichen Auflage, und deren Aufbewahrung und Archivierung. 

2.9.2 Systemanforderungen für die Nutzung von ePlan 

Für die Nutzung der Applikation ist eine ständige Internetverbindung zwingend erforderlich. Da ePlan als 

rein webbasierte Lösung konzipiert ist, ist ein Betrieb im Offline-Modus nicht möglich. Eine stabile 

Breitbandverbindung wird zudem für eine performante Kartendarstellung empfohlen. 

 

Für die Darstellung der Kartenansicht werden rund 4,5 GB Arbeitsspeicher (RAM) benötigt. Wir 

empfehlen ein System mit einem Minimum von 8 GB RAM. Zur Gewährleistung einer stabilen und 

flüssigen Performance wird jedoch ein Arbeitsspeicher von 16 GB empfohlen. 

 

 
3 GEVER 

https://www.staatsarchiv.sta.be.ch/de/start/fuer-behoerden/was-ist-gever.html
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Die grafische Ausgabe wird durch eine integrierte Grafikeinheit (GPU) unterstützt. Eine dedizierte 

Grafikkarte kann die Leistung zwar steigern, stellt jedoch keine zwingende Voraussetzung dar. 

 

Der Zugriff ist browserunabhängig und erfordert lediglich einen Webbrowser (z. B. Chrome, Edge, Firefox 

oder Safari) in der neuesten Version.  

3. Rechtswirksamkeit des Datensatzes 

Mit der Überführung des Datensatzes der Nutzungsplanung einer Gemeinde in ePlan wird die 

Rechtskraft der Nutzungsplanung von den Papierplänen und Vorschriften auf den digitalen Datensatz der 

Nutzungsplanung übertragen. Dieser besteht aus Zonenplandaten (Geodaten) und Rechtsvorschriften (in 

PDF-Form), die miteinander verknüpft sind. Bei Sondernutzungsplanungen wird die Rechtskraft von den 

Papierplänen und Vorschriften auf den digitalen Datensatz und die Vorschriften (in PDF-Form) 

übertragen. 

 

Zur Rechtskraft der digitalen Daten siehe Kapitel 1.2 Handbuch «Nutzungsplanung_BE_V2_0 

ANWENDUNG».  

4. Konvertierung DM16NplBE zu DM Nutzungsplanung_BE_V2_0 

Der Kanton stellt einen Konvertierungsdienst zur Verfügung, um die Daten aus dem Datenmodell 
DM16NplBE in das Datenmodell Nutzungsplanung_BE_V2_0 zu überführen. Die Funktionsweise ist in 
der separaten Anleitung «Checkservice Nutzungsplanung» erläutert (Kapitel 9.4 Handbuch 
«Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG»).  
 
Nach der Konvertierung ist eine manuelle Überarbeitung durch die Planungsbehörde nötig, damit die 
Daten auch inhaltlich den kantonalen Erfassungsvorgaben entsprechen. Die wichtigsten Arbeiten sind 
nachfolgend aufgeführt. Wo darauf hingewiesen wird, dass etwas entschieden werden muss, liegt die 
Entscheidungskompetenz bei der Planungsbehörde. 
 

Klasse Eigenschaft Aufgaben und Hinweise nach der Konvertierung 

AD_Planungsgeschaeft Ganze Klasse Neue Klasse. Der Konverter erstellt automatisch einen ersten Eintrag, der 

bei Bedarf zu überarbeiten ist. 

AD_Datensatz Ganze Klasse Neue Klasse. Der Konverter erstellt automatisch einen ersten Eintrag, der 

bei Bedarf zu überarbeiten ist. 

AD_Datenperimeter Ganze Klasse Neue Klasse. Das Zuständigkeitsgebiet der Planungsbehörde ist gemäss 

Zonenplan zu erfassen (nicht gemäss aktueller AV).  

In regionalen und kantonalen Datensätzen kann darauf verzichtet werden, 

wenn keine Geometrie an das Zuständigkeitsgebiet grenzt. 

AD_Geoservice Ganze Klasse Neue Klasse. Entscheiden, ob Angaben zu externen Geodiensten für 

eigene Zwecke erfasst werden sollen oder nicht. 

AD_Amt Ganze Klasse Die Angaben zur zuständigen Planungsbehörde sind manuell zu 

vervollständigen. Die Planungsbehörde gilt generell als zuständig für alle 

Inhalte des Datensatzes. 

DO_Dokument Ganze Klasse Generell sicherstellen, dass die Dokumente vollständig sind und die 

Erfassungsvorgaben erfüllen (Kapitel 5). 

 Titel Der Titel des Dokuments soll eindeutig, nachvollziehbar und leserlich sein 

(Leerschläge und Umlaute sind erlaubt und sinnvoll). Für das 

Baureglement sind Begriffe wie Baureglement, Gemeindebaureglement 
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oder Bauordnung zu verwenden, für Überbauungsordnungen Begriffe wie 

Überbauungsplan (UeP) oder Überbauungsvorschriften (UeV). 

 Dokumentart Neues Attribut. Die korrekte Zuweisung muss manuell erfolgen. 

 Dokument-

verbindlichkeit 

Entscheiden, ob und welche Dokumente als «Hinweisdokument» oder als 

«Zusatzdokument für den ÖREB-Kataster» zu erfassen sind. 

 Planungsgeschaeft Neues Attribut. Der Konverter referenziert bei allen Rechtsvorschriften auf 

den ersten Eintrag in der Klasse AD_Planungsgeschaeft. Das ist korrekt, 

da sie mit diesem Geschäft erstmals digital genehmigt werden. 

 ZustaendigeStelle Entscheiden, ob diese Angabe weiterhin erfasst wird. 

 Datenschutz In allen Dokumenten sicherstellen, dass keine datenschutzrelevanten 

Informationen (z.B. Adresse, Telefonnummer oder E-Mail von 

Eigentümern) sichtbar oder maschinell lesbar sind. 

 Texterkennung Bei Scans ist die Texterkennung zu gewährleisten. Gilt nicht für 

handschriftlich verfasste Texte. 

 Pläne + Vorschriften Entscheiden, ob Pläne und zugehörige Vorschriften (z.B. bei einer UeO) in 

einer PDF-Datei oder getrennt erfasst werden sollen. 

 Zweisprachige 

Dokumente 

Zweisprachige Dokumente können entweder in einer PDF-Datei kombiniert 

oder in zwei Dateien aufgeteilt werden. 

 Änderungs-

dokumente 

Entscheiden, ob bisherige Änderungen in chronologischer Reihenfolge im 

PDF der Erstversion angehängt oder als eigenständige 

Änderungsdokumente in der Klasse DO_DokumentRevision erfasst 

werden sollen. Es ist möglich, Dokumente im Rahmen der Überführung zu 

konsolidieren. Änderungen sind im Erläuterungsbericht zu dokumentieren. 

DO_DokumentRevision Ganze Klasse Neue Klasse. Kann bei der Überführung leer bleiben oder für bestehende 

Änderungsdokumente genutzt werden. 

DO_WeitereDokumente Ganze Klasse Dokument zu Dokument-Verknüpfungen sind nur noch dazu da, um die 

RV-Verknüpfungen eines Dokuments an ein «WeiteresDokument» zu 

vererben. Im Zweifelsfall wird empfohlen, die Dokumente stattdessen 

direkt über eine RV-Klasse zu verknüpfen.  

RV-Klassen Ganze Klasse Sicherstellen, dass die RV-Verknüpfungen aktuell und vollständig sind. 

 KeineInhaltliche 

Aenderung 

Neues Attribut. Darf bei der Überführung nicht «true» sein, sondern soll 

leer bleiben oder alternativ auf «false» gesetzt werden. 

Geometrie-Klassen +  

Typ-Klassen  

Ganze Klasse Generell sicherstellen, dass die Geodaten vollständig sind und den 

Erfassungsvorgaben entsprechen (Kapitel 5). 

 Label Neues Attribut. Dient in ePlan als Planbeschriftung und kann, wenn 

sinnvoll, manuell ergänzt werden. 

 Planungsgeschaeft Neues Attribut. Der Konverter referenziert bei allen festgelegten 

Waldgrenzen auf den ersten Eintrag in der Klasse AD_Planungsgeschaeft. 

Das ist korrekt, da sie mit diesem Geschäft erstmals digital genehmigt 

werden und nach der Genehmigung automatisch mit der entsprechenden 

Waldfeststellungsverfügung verknüpft werden sollen. 

 Bezeichnung Anhand der Bezeichnung müssen die rechtlichen Bestimmungen eindeutig 

und vollständig ermittelt werden können. Das kann dazu führen, dass ein 

Typ in mehrere Typen unterteilt werden muss. 

 Kategorie Neues Attribut. Kann von der Planungsbehörde für eigene Zwecke 

verwendet werden. Hat beim Kanton keine Funktion. 



Handbuch Nutzungsplanung_BE_V2_0 
Überführung 
Version 1.0 

Erfassungsvorgaben für die Überführung 

 

11 
 

 Darstellungscode Der Konverter setzt den Wert «standard». Dadurch werden die Geodaten 

gemäss kantonaler Darstellungsempfehlung dargestellt. Bei Bedarf kann 

der Darstellungscode manuell geändert werden. 

 KantArt Zuweisung des Konverters prüfen und bei Bedarf anpassen. 

 Verbindlichkeit Zuweisung des Konverters prüfen und bei Bedarf anpassen. Insbesondere 

gibt es eine neue Verbindlichkeit «Verweis auf eine Festlegung». 

 ZustaendigeStelle Entscheiden, ob diese optionale Angabe weiterhin erfasst werden soll. 

 

Bis die Überführung einer Gemeinde in ePlan abgeschlossen ist, bleibt sie verpflichtet, die Nachführung 

des ÖREB-Katasters wie bisher über eine Datenlieferung an das Amt für Geoinformation (AGI) 

sicherzustellen und die Daten für die Aufschaltung im ÖREB-Kataster anzuerkennen. 

5. Erfassungsvorgaben für die Überführung 

5.1 Grundsätze 

5.1.1 Erfassung von Geometrien 

Wird in den Papierplänen eine Fläche rechtsgültig in zwei Plänen festgelegt, so ist diese in den 

Geodaten nur einmal zu erfassen. In Ausnahmefällen ist in Rücksprache mit der zuständigen 

Genehmigungsbehörde eine Doppelerfassung möglich. In diesem Fall ist mittels Klammerbemerkung die 

Zugehörigkeit klar zu definieren (bspw. «ZPP Musterweg (Baulinienplan)» / «ZPP Musterweg 

(Zonenplan)»).  

5.1.2 Umgang mit der Vermassung 

Aufgrund der georeferenzierten Inhalte auf ePlan sind im Datenmodell Nutzungsplanung_BE_V2_0 bei 

der Überführung keine Vermassungen zu erfassen. Soll eine Festlegung geändert werden, bspw. als 

Folge einer Änderung der amtlichen Vermessung, ist dies mittels eines Planerlassverfahrens nach der 

Überführung vorzunehmen.  

5.1.3 Erfassung von Dokumenten 

Die Erfassung der Dokumente richtet sich nach Kapitel 4. Handbuch «Nutzungsplanung_BE_V2_0 

ANWENDUNG».   

 

Sämtliche Rechtsvorschriften, die durch die Planungsbehörde beschlossen wurden, müssen in ePlan als 

PDF erfasst werden. 

 

Dem Baureglement kann ein Zusatzblatt4 angefügt werden, welches den Umgang mit Begriffen im 

Baureglement regelt, die auf bisherige physische Planprodukte verweisen. Die Vorlage für dieses 

Zusatzblatt wird vom AGR zum Herunterladen bereitgestellt. Es kann für alle V  sch   t n (z. B. U V  d   

Sonderbauvorschriften [SBV]) verwendet werden, die auf digitale Nutzungspläne verweisen. Spezifische 

Ergänzungen der Planungsbehörde sind nicht ausgeschlossen. Das Zusatzblatt ist insbesondere dann 

vorgesehen, wenn auf eine direkte Anpassung der Begriffe im Baureglement verzichtet wird. Bei der 

 
4 Vorlage Zusatzblatt Baureglement & Sondernutzungsplanung  

https://www.raumplanung.dij.be.ch/de/start/eplan/ueberfuehrung-eplan.html
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nächsten Revision der betreffenden Planung wird das Baureglement bereinigt, so dass das Zusatzblatt 

entfällt. Alternativ kann die Planungsbehörde die Begriffe direkt im Baureglement oder in der 

Sondernutzungsplanung anpassen, sofern sie inhaltlich gleichbedeutend sind. 

Umgang mit Eigentümerinformationen 

Sind in Dokumenten Eigentümerinformationen in den Rechtsvorschriften vorhanden, so sind diese vor 

der Überführung auf ePlan zu schwärzen. Nach erfolgter Überführung dürfen alle nachfolgenden 

Planungen aus Datenschutzgründen abgesehen von Personennamen und Parzellennummern keine 

personenbezogenen Daten mehr enthalten. 

5.2 Grundnutzung 

5.2.1 Bauzonen 

Die Erfassung der Bauzonen richtet sich nach Kapitel 5.5.1. Handbuch «Nutzungsplanung_BE_V2_0 

ANWENDUNG».   

 

Erfassungsvorgaben für die Überführung 

Sind Zonen mit Planungspflicht (ZPP), Zonen für öffentliche Nutzung (ZöN) und Zonen für Sport- und 

Freizeitanlagen (ZSF) etc. gemäss Papierzonenplan in Sektoren unterteilt, gilt für diese eine 

Erfassungspflicht. Bei der Erfassung der Sektoren ist folgendes zu beachten: 

‒ Bezeichnung des Sektors: Die zugehörige ZPP ist sinnvoll zu bezeichnen (z.B. ZPP Musterweg, 

Sektor A); 

‒ Mittels Labelbezeichnung (z.B. A) können die Sektoren zusätzlich in der Plandarstellung des 

Datensatzes sichtbar gemacht werden (Kapitel 5.4.1 Handbuch «Nutzungsplanung_BE_V2_0 

ANWENDUNG»). 

5.2.2 Landwirtschaftszone 

Die Erfassung der Landwirtschaftszone richtet sich nach Kapitel 5.5.1 Handbuch 

«Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG».  

 

Im Rahmen der Überführung kann die Festlegung der Landwirtschaftszone im vereinfachten Verfahren 

(Art. T4-2 BauG) durchgeführt werden, wird für die Überführung aber nicht vorausgesetzt. Nach der 

Überführung kommt für die Erfassung und Festlegung der LWZ das ordentliche Verfahren zur 

Anwendung. 

5.2.3 Verkehrsflächen 

Die Erfassung der Verkehrsflächen richtet sich nach Kapitel 5.5.1 Handbuch 

«Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG».  

 

Erfassungsvorgaben für die Überführung 

In den rechtsgültigen Papierplänen sind die Verkehrsflächen oftmals überlagernd zur Grundnutzung 

weiss dargestellt, so dass die darunter liegende Grundnutzungszone nicht erkennbar ist. Bei der 
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Überführung in ePlan können diese Verkehrsflächen im vereinfachten Verfahren den angrenzenden 

Grundnutzungszonen zugewiesen werden, falls folgende Grundsätze eingehalten werden: 

 

‒ Die Verkehrsflächen sind der jeweiligen angrenzenden Grundnutzungszone zuzuweisen, von der sie 

im Wesentlichen umgeben werden. Bildet die Strasse eine Zonengrenze, so ist sie hälftig den 

angrenzenden Zonen zuzuweisen (Zaugg/Ludwig, Kommentar zum Baugesetz des Kantons Bern, 

5. Aufl., Band II, Bern 2024, N 6 zu Art. 71 BauG). Dabei kann die Mittelachse der Verkehrsfläche 

generisch und planerisch sinnvoll bestimmt werden. 
 

‒ Am Rande des Baugebiets ist die Verkehrsfläche gänzlich einer der angrenzenden 

Grundnutzungszonen zuzuweisen. Hierfür ist die Funktion der Verkehrsfläche ausschlaggebend. 

Dient sie der Erschliessung des Baugebietes, ist sie gänzlich der jeweiligen Bauzone zuzuweisen. 

Handelt es sich um keine Erschliessungsstrasse, muss sie gänzlich dem Nichtbaugebiet zugewiesen 

werden. Da Bahnareale und Bahngeleise sowie Nationalstrassen nicht direkt der Erschliessung des 

umliegenden Baugebietes dienen, sind sie lediglich der angrenzenden Bauzone zuzuweisen, sofern 

sie gänzlich von Bauzonen umgeben sind. Verkehrsflächen an der Gemeindegrenze, welche lediglich 

die Bauzone der Nachbargemeinde erschliessen, sind dem Nichtbaugebiet zuzuweisen. 

 

‒ Grenzt eine Verkehrsfläche an eine Sondernutzungsplanung, so kann sie entweder hälftig der 

Grundnutzungszone zugeordnet werden, welche der inneren Nutzung der Sondernutzungsplanung 

entspricht oder am ähnlichsten ist. Zwingend ist, dass im Baureglement eine entsprechende Zone 

existiert. Alternativ kann sie gänzlich der Grundnutzungszone zugeordnet werden, von der sie auf der 

anderen Seite umgeben ist, mit Begründung im Erläuterungsbericht (Bericht nach Art. 47 RPV). 

 

   
Darstellung im Papierzonenplan Darstellung der digitalen Daten ohne innere 

Nutzung 

Darstellung der digitalen Daten inkl. innere 

Nutzung 

5.2.4 Weitere Flächen: Gewässer, Wald etc. 

Die Erfassung der weiteren Flächen richtet sich nach Kapitel 5.5.1 Handbuch 

«Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG». 

5.3 Nutzungszone und Bauklassen 

Die Erfassung der Nutzungszonen und Bauklassen richtet sich nach Kapitel 5.5.2 Handbuch 

«Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG». 
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5.4 Innere Nutzung  

Die Erfassung der inneren Nutzung richtet sich nach Kapitel 5.5.3 Handbuch 

«Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG». 

5.5 Sondernutzungsplanung 

Die Erfassung der Sondernutzungsplanung richtet sich nach Kapitel 5.5.4 Handbuch 

«Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG». 

 

Erfassungsvorgaben für die Überführung 

Mit der Revision des BauG von 1985 wurde der Begriff «Sonderbauvorschrift» durch den Begriff 

Überbauungsordnung abgelöst (Art. 149 f. BauG). Wurde ein entsprechendes Planungsinstrument vor 

1985 erlassen, handelt es sich um eine SBV und ist als solche zu erfassen, wurde es nach 1985 

erlassen, handelt es sich um eine Überbauungsordnung (vgl. ZAUGG/LUDWIG, Kommentar zum 

Baugesetz des Kantons Bern, 5. Aufl., Band II, Bern 2024, N 1 zu Art. 88 BauG). 

5.6 Weitere Überlagerungen 

Die Erfassung der Überlagerungen richtet sich nach Kapitel 5.5.5 Handbuch 

«Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG». 

5.7 Lärmempfindlichkeitsstufen 

Die Erfassung der Lärmempfindlichkeitsstufen richtet sich nach Kapitel 5.5.6 Handbuch 

«Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG». 

 

Erfassungsvorgaben für die Überführung 

Ist für einzelne Bauzonen oder für die Landwirtschaftszone im Baureglement keine 

Lärmempfindlichkeitsstufe (ES) vorhanden, müssen die zuständigen Planungsbehörden entscheiden, 

wie diese Zonen bislang, z.B. in Baubewilligungsverfahren, behandelt wurden, um die ES entsprechend 

zu erfassen. Die Zuweisung der ES richtet sich dabei nach Art. 43 LSV. Ansonsten ist für diese Zonen 

eine Geometrie mit dem Typ «Keine Lärmempfindlichkeitsstufe» (es_kantart.1) zu erfassen. 

5.8 Gefahrengebiete 

Die Erfassung der Gefahrengebiete richtet sich nach Kapitel 5.5.7 Handbuch 

«Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG». 

 

Erfassungsvorgaben für die Überführung 

‒ Die gemäss Papierplan festgelegten Gefahrengebiete sind zu übernehmen. Wurden anstelle der 

synoptischen Gefahrenstufen prozessspezifische Gefahrengebiete festgelegt, dann sind die 

Überführung in ePlan und das Planerlassverfahren mit dem AGR abzusprechen. 

‒ Bestehen zwischen den im Papierplan der Gemeinde festgelegten Gefahrengebieten und der 

aktuellen synoptischen Gefahrenübersicht gemäss Naturgefahrenkarte des Kantons Abweichungen, 

können diese im Nachgang oder vor der Überführung in einem Planerlassverfahren überarbeitet 

werden. 
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5.9 Gewässerraum 

Die Erfassung des Gewässerraums richtet sich nach Kapitel 5.5.8 Handbuch 

«Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG». 

 

Erfassungsvorgaben für die Überführung 

Planungsbehörden, welche die Gewässerräume im Papierplan bisher linienförmig mit einer 

Gewässerachse festgelegt haben, müssen diese nun flächig erfassen. Meist können die Flächen 

automatisiert aus den Linien abgeleitet werden, weil in den Attributen Informationen zur Breite des 

Gewässerraums vorhanden sind. 

Da sich die Form der Festlegung aufgrund der Vorgaben aus dem Darstellungsmodell ändert, kann diese 

Änderung im Rahmen des vereinfachten Verfahrens gemäss Art. T4-2 BauG vorgenommen werden. 

 

Überlagerungen im Gewässerraum sind nicht zugelassen. Allfällige Bereinigungen sind im 

Erläuterungsbericht zur Überführung nachvollziehbar zu dokumentieren. Die Bereinigung ist eine 

technische Änderung, weshalb sie im Rahmen des vereinfachten Verfahrens gemäss Art. T4-2 BauG 

vorgenommen werden kann. 

 

Im Baureglement textlich festgelegte Gewässerabstände, welche durch das AGR als 

bundesrechtskonform (nach Gewässerschutzverordnung) akzeptiert werden, sind als Gewässerraum in 

der KantArt «gr_kantart.1-4» zu erfassen. Wenn die im Baureglement textlich festgelegten 

Gewässerräume nicht den bundesrechtlichen Vorgaben in der Gewässerschutzverordnung (Art. 41a und 

41b GSchV) entsprechen, gelten die Übergangsbestimmungen zur Änderung vom 4. Mai 2011 GSchV. 

Diese können als Hinweis oder Verweis auf eine Festlegung in der KantArt «Weitere Bestimmungen 

(Gewässerraum)» (ue_kantart.108) erfasst werden. 

5.10 Natur- und Heimatschutz 

Die Erfassung der Natur- und Heimatschutzobjekte richtet sich nach Kapitel 5.5.9 Handbuch 

«Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG». 

 

Erfassungsvorgaben für die Überführung 

‒ Bei der Überführung der Papierpläne ist zu berücksichtigen, in welchem Geometrietyp ein Natur- und 

Heimatschutzobjekt erfasst wird. Wann immer möglich, sind Flächen zu bevorzugen. Bei 

Unsicherheiten kann dies mit dem AGR besprochen werden. 

‒ Überschneiden sich auf den Papierplänen Landschaftsschutz- und -schongebiete, so ist das 

Vorgehen hinsichtlich Überführung mit dem AGR abzusprechen, ebenso bei Überschneidungen von 

Landschaftsschutz- und -schongebieten mit Bauzonen. 

5.11 Baulinien 

Die Erfassung der Baulinien richtet sich nach Kapitel 5.5.10 Handbuch «Nutzungsplanung_BE_V2_0 

ANWENDUNG». 

 

Baulinien können entweder direkt im Zonenplan oder in einem speziell dafür vorgesehenen Baulinien-, 

Alignements- oder Strassenplan festgelegt sein. Ebenso können Überbauungsordnungen festgelegte 

Baulinien enthalten. 
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Erfassungsvorgaben für die Überführung 

Alle Baulinien aus Baulinien-, Strassen- oder Alignementsplänen sind zu digitalisieren. Die Erfassung 

von Baulinien aus Überbauungsordnungen bleibt freiwillig, sofern es sich dabei nicht um eine 

Überbauungsordnung handelt, welche ausschliesslich Baulinien regelt. In diesem Fall gilt auch eine 

Erfassungspflicht für Baulinien.  

Im Rahmen der Überführung auf ePlan ist es möglich, die in einem Baulinien-, Alignements- oder 

Strassenplan festgelegten Baulinien im vereinfachten Verfahren geometrisch festzulegen und die 

entsprechenden Papierpläne aufzuheben. Die Planungsbehörde entscheidet, ob der Baulinien-, 

Alignements- oder Strassenplan aufgehoben wird oder nicht. Wird er aufgehoben, sind die Baulinien als 

Festlegung zu erfassen und mit dem Baureglement zu verknüpfen. Wird er nicht aufgehoben, sind die 

Baulinien als «Verweis auf eine Festlegung» zu erfassen und mit dem weiterhin gültigen Baulinien-, 

Strassen- oder Alignementsplan zu verknüpfen. 

5.12 Wirkungsflächen  

Die Erfassung von Wirkungsflächen von Baulinien richtet sich nach Kapitel. 5.5.11 Handbuch 

«Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG». 

 

Erfassungsvorgaben für die Überführung 

Sollen bisher linienförmig festgelegte Baulinien neu in Form von Wirkungsflächen festgelegt werden, ist 

ein entsprechendes Planerlassverfahren notwendig. Im Rahmen der Überführung auf ePlan ist dies im 

vereinfachten Verfahren nach Art. T4-2 BauG möglich. Die Erfassung von Wirkungsflächen erfolgt 

gemäss Kapitel 5.5.11 Handbuch «Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG». Baulinien, die eine 

lineare Wirkung entfalten oder deren Wirkungsfläche nicht genau geometrisch abgegrenzt werden kann 

(z.B. Anbaulinien zur Wahrung einer Gebäudeflucht), sind weiterhin linienförmig festzulegen (Kapitel 

5.11). 

5.13 Wege 

Die Erfassung der Wege richtet sich nach Kapitel 5.5.12 Handbuch «Nutzungsplanung_BE_V2_0 

ANWENDUNG». 

5.14 Waldfeststellung 

Die Erfassung von Waldfeststellungen richtet sich nach Kapitel. 5.5.13 Handbuch 

«Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG». 

 

Erfassungsvorgaben für die Überführung 

‒ Bei der erstmaligen Überführung der Nutzungspläne in ePlan verfasst das Amt für Wald und 

Naturgefahren (AWN) eine allgemeine Waldfeststellungsverfügung, welche alle bisher rechtskräftigen 

Waldfeststellungsverfügungen ablöst. Durch die Überführung und die Bestätigung der bestehenden 

Verfügung entsteht keine Anfechtbarkeit auf die bisher festgestellte statische Waldgrenze, da diese 

nicht neu festgelegt wird. Eine Anfechtbarkeit besteht einzig für falsch übertragene statische 

Waldgrenzen. Die bisherigen rechtskräftigen Waldfeststellungsverfügungen können als hinweisende 

Dokumente verknüpft werden, ohne dass deren Vollständigkeit durch eine kantonale Stelle geprüft 

wird. 

‒ Verbindliche statische Waldgrenzen aus Sondernutzungsplanungen: Im Genehmigungsprozess wird 

lediglich die Vollständigkeit und Richtigkeit der verknüpften Rechtsvorschriften überprüft. Die bereits 

verknüpfte Waldfeststellungsverfügung bleibt rechtsgültig und wird nicht durch eine neue Verfügung 
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abgelöst. Bei der Überführung der bestehenden Verfügung entsteht keine Anfechtbarkeit auf die 

bisher festgestellte statische Waldgrenze, da diese nicht neu festgelegt wird und nur auf die 

geltenden Rechtsvorschriften verwiesen wird.  

6. Spezialfälle 

6.1 Zweisprachige Gemeinden 

Die Erfassung für zweisprachige Gemeinden richtet sich nach Kapitel 6.1 Handbuch 

«Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG». 

 

Erfassungsvorgaben für die Überführung 

Abgeschlossene Geschäfte, in welchen nicht alle Dokumente oder Bezeichnungen in beiden 

Sprachversionen vorhanden sind, können bei der Überführung in ePlan unverändert übernommen 

werden.  

6.2 Fusionierte Gemeinden 

Die Erfassung für fusionierte Gemeinden richtet sich nach Kapitel 6.2 Handbuch 

«Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG» 

 

Erfassungsvorgaben für die Überführung 

Dieses Kapitel befindet sich derzeit noch in Bearbeitung; die finale Version wird Ihnen in Kürze zur 

Verfügung stehen. 

6.3 Von der Ortsplanung dispensierte Gemeinden 

Die Erfassung für von der Ortsplanung dispensierte Gemeinden richtet sich nach Kapitel 6.3 Handbuch 

«Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG» 

 

Erfassungsvorgaben für die Überführung 

Gemeinden, die gemäss Art. 67 BauG von der Ortsplanungspflicht dispensiert sind, müssen, einen 

modellkonformen Datensatz an den Kanton liefern.  

Für diese Gemeinden gelten bei der Überführung des Datensatzes auf ePlan folgende Prinzipien: 

 

‒ Überbauungsordnungen (UeO) werden als UeO-Perimeter erfasst. Als Rechtsvorschriften sind 

mindestens die Überbauungsvorschrift und der Überbauungsplan zu erfassen. (Kapitel 5.5.4 

Handbuch «Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG») 

‒ Zu den erfassten Überbauungsordnungen sind jeweils die inneren Nutzungen zu erfassen (vgl. 

Kapitel 5.5.3 «Nutzungsplanung_BE_V2_0 ANWENDUNG»)   
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7. Anhang 

7.1 Erlasse 

BauG Baugesetz des Kantons Bern (BSG 721) 

BauV Bauverordnung des Kantons Bern (BSG 721.1) 

BSG Systematische Gesetzessammlung des Kantons Bern 

DVG Gesetz über die digitale Verwaltung (BSG 109.1) 

DVV Verordnung über die digitale Verwaltung (BSG 109.111) 

GSchV Gewässerschutzverordnung vom 28. Oktober 1998 (SR 814.201) 

RPV Raumplanungsverordnung 

 

7.2 Abkürzungen 

AGI Amt für Geoinformation des Kantons Bern 

AGR Amt für Gemeinden und Raumordnung des Kantons Bern 

AV Amtliche Vermessung 

AWN Amt für Wald und Naturgefahren des Kantons Bern 

BGO Baurechtliche Grundordnung 

BL Baulinien 

BMBV Verordnung über die Begriffe und Messweisen im Bauwesen 

ePlan Applikation zur Umsetzung des elektronischen Planerlassverfahrens 

ES Lärmempfindlichkeitsstufe 

FFF Fruchtfolgefläche 

GG Gefahrengebiete 

GN Grundnutzung 

GR Gewässerraum 

IN Innere Nutzung 

KantArt Kantonale Zonen- oder Objektart 

KUEO Kantonale Überbauungsordnung 

LWZ Landwirtschaftszone 

NH Natur- und Heimatschutz 

ÖREB 

Kataster 

Kataster der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen 

RV Rechtsvorschrift 

SBV Altrechtliche Sonderbauvorschriften 

SN Sondernutzungsplanung 

UE Überlagerung 

UeO Überbauungsordnung 

UeP Überbaungsplan 

UeV Überbauungsvorschriften 

WE Wege 

WF Waldfeststellung 

ZPP Zone mit Planungspflicht 

 

https://www.belex.sites.be.ch/app/de/texts_of_law/721.0
https://www.belex.sites.be.ch/app/de/texts_of_law/721.1
https://www.belex.sites.be.ch/app/de/systematic/texts_of_law
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1998/2863_2863_2863/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2000/310/de
https://www.belex.sites.be.ch/app/de/systematic/texts_of_law

